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Drucksache V/3097 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 28. Juni 1968 

II/ 1 _ 68070 — 5682/68 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Agrarpolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung des Rats über die Anpassung der Grund- 
quoten für Zucker im Falle der Zusammenlegung von 
Betrieben. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten 
der Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 
13. Juni 1968 dem Herrn Präsidenten des Rats der Europäischen 
Gemeinschaften übermittelt worden. 

Eine Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist nicht vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Eine Begründung war dem Kommissionsvorschlag nicht bei- 
gefügt. 


Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister der Verteidigung 

Schröder 


Druck; Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraßo 54, Tel. 6 35 51 
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Vorschlag einer Verordnung des Rats 
über die Anpassung der Grundquoten für Zucker im Falle der 
Zusammenlegung von Betrieben 

(von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 1009/67/EWG 
des Rats vom 18. Dezember 1967 

über die gemeinsame Marktorganisation für 
Zucker^), insbesondere auf Artikel 23 Absatz (3), 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Ziele der ursprünglichen Aufteilung der 
Grundquoten je Fabrik oder Unternehmen durch 
die Mitgliedstaaten können infolge der Zusammen- 
legung dieser Unternehmen oder des Verkaufs 
dieesr Fabriken beeinträchtigt werden. Daher sollte 
eine Anpassung der ursprünglichen Aufteilung der 
Grundquoten in Form einer Übertragung dieser 
Quoten in Aussicht genommen werden. 

Um zu vermeiden, daß derartige Übertragungen 
das System der Quotenaufteilung in Frage stellen 
könnten, müssen diese Anpassungen nach genauen 
Grundsätzen erfolgen. Daher erweist es sich als 
zweckmäßig, diese Übertragungen auf das Hoheits- 
gebiet der einzelnen Mitgliedstaaten zu begrenzen 
und als grundlegendes Kriterium die Bestimmung 
der Güter sowie hinsichtlich der Unternehmen die 
Aufrechterhaltung bzw. Aufhebung ihrer Rechts- 
fähigkeit zugrunde zu legen. 

Es muß unbedingt vermieden werden, daß die 
Neuaufteilung der Grundquoten, die sich aus diesen 
Übertragungen ergibt, sich nachteilig auf die In- 
teressen der Zuckerrüben- und Zuckerrohrerzeuger 
auswirkt. 

Bei Festsetzung der neuen Grundquote anläßlich 
der Zusamenlegung von Betrieben sollte die Summe 
der Grundquoten der von der Zusammenlegung be- 
troffenen Unternehmen nicht überschritten werden. 
Es sollte dabei das Prinzip des Ausgleichs zugrunde 
gelegt werden. 

Es ist wichtig, daß die endgültige Einstellung der 
Erzeugung einer Fabrik, der eine Grundquote ge- 
währt worden ist, nicht automatisch die Aufhebung 
dieser Quote nach sich zieht, sobald die Erzeugung 
dieser Fabrik durch das Unternehmen, das diese 
Fabrik betrieben hat, gewährleistet bleibt. Zu die- 
sem Zweck muß der betreffende Mitgliedstaat in 


9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 308 
vom 18. Dezember 1967 


der Lage sein, diese Quote unter den übrigen Fa- 
briken dieses Unternehmens aufzuteilen. 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

Im Sinne dieser Verordnung gelten als: 

1. Zusammenlegung von Betrieben: 

a) die Bildung auf dem Hoheitsgebiet eines Mit- 
gliedstaates eines Unternehmens, dem das 
Vermögen von zwei oder mehreren, auf dem 
Hoheitsgebiet des gleichen Mitgliedstaates 
gelegenen Unternehmen, die aufgelöst wor- 
den sind, übertragen wird; 

b) die Übertragung des Vermögens eines auf 
dem Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaates ge- 
legenen Unternehmens auf ein anderes auf 
dem Hoheitsgebiet des gleichen Mitglied- 
staates gelegenes Unternehmen, durch über- 
nahm'e des erstgenannten Unternehmens. 

Als auf dem Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaates 
ansässig gelten Unternehmen, deren sämtliche 
Fabriken innerhalb des Hoheitsgebietes dieses 
Mitgliedstaates liegen. 

2. Verkauf einer Fabrik: 

Die Übertragung des Eigentums eines techni- 
schen Betriebes, einschließlich aller erforder- 
lichen Einrichtungen zur Herstellung von Zucker, 
auf ein innerhalb des Hoheitsgebietes des glei- 
chen Mitgliedstaates gelegenes Unternehmen, 


Artikel 2 

Im Falle einer Zusammenlegung von Unternehmen 
setzt derjenige Mitgliedstaat, auf dessen Hoheits- 
gebiet diese Unternehmen liegen, unbeschadet der 
in der Verordnung Nr. 1 027/67, ^EWG des Rats vom 
21. Dezember 1967 über die Festsetzung der Grund- 
quoten für Zucker -) vorgesehenen Bestimmungen 
die Grundpuote des Unternehmens, das sich aus 
der Zusammenlegung ergibt, auf eine Menge fest, 
die der Summe der den zusammengelegten Unter- 
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nehmen vor der Zusammenlegung zugeteilten 
Grundquoten entspricht. 


Artikel 3 

(1) Im Falle des Verkaufs einer Fabrik, der eine 
Grundquote erteilt worden ist, teilt der Mitglied- 
staat, unbeschadet der Bestimmungen der Verord- 
nung Nr. 1027/67/EWG die Grundquote dieser Fa- 
brik den Fabriken desjenigen Unternehmens zu, das 
die betreffende Fabrik gekauft hat. 

(2) Im Falle des Verkaufs einer Fabrik, die zu 
einem Unternehmen gehört, dem eine Grundquote 
zugeteilt wurde, setzt der Mitgliedstaat, unbeschadet 
der in der Verordnung Nr. 1027/67/EWG vorgesehe- 
nen Bestimmungen die Grundquote des Unter- 
nehmens, das die betreffende Fabrik verkauft, herab 
und erhöht die Grundquote desjenigen Unter- 
nehmens, das diese Fabrik erwirbt, mit der ge- 
kürzten Menge. 


Artikel 4 

Im Falle der endgültigen Einstellung der Erzeu- 
gung einer Fabrik, der eine Grundquote zugeteilt 
wurde, kann der Mitgliedstaat, unbeschadet der in 
der Verordnung Nr. 1027/67/EWG vorgesehenen 
Bestimmungen, die Quote dieser Fabrik unter den 
übrigen Fabriken des gleichen Unternehmens, die 
auf dem Hoheitsgebiet des gleichen Mitgliedstaates 
liegen, und die Erzeugung der betreffenden Fabrik 
übernommen haben, auf teilen. 


Artikel 5 

Die Aufteilung der Quoten darf jedoch nur inso- 
weit geändert werden, als die Interessen der Zucker- 
rüben- und Zuckerrohrerzeuger gewahrt werden. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rats 
Der Präsident 
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